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Sachgebiet 9231 


Vorblatt 


Entwurf eines Kraftfahrsachverständigengesetzes 

(Bericht des Ausschusses für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Die Vorschriften über die amtliche Anerkennung von Sachver- 
ständigen und Prüfern für den Kraftfahrzeugverkehr (etwa 
2500 Personen) sowie über deren organisatorische Zusammen- 
fassung in Technischen Prüfstellen, die in der Regel bei den 
Technischen überwachungs vereinen eingerichtet sind, sind zur 
Zeit in einer Rechtsverordnung enthalten, deren Rechtsgültig- 
keit zweifelhaft ist. 


B. Lösung 

Das Sachgebiet der amtlich anerkannten Sachverständigen und 
Prüfer soll nunmehr durch förmliches Gesetz geregelt werden. 
Es werden folgende Laufbahnen eingeführt: 

— Sachverständige mit Vollbefugnissen (Diplomingenieure) 

— Sachverständige mit Teilbefugnissen (graduierte Ingenieure) 

— Prüfer mit Vollbefugnissen (graduierte Ingenieure) 

— Prüfer mit Teilbefugnissen (Kraftfahrzeugmeister). 

Das Aufgabengebiet der einzelnen Gruppen wird gesetzlich 
festgelegt. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über amtlich anerkannte Sachverständige und amtlich 
anerkannte Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr 
(Kraftfahrsachverständigen-Gesetz — KfSachvG — ) 

— Drucksache VI/2181 — 


A. Bericht des Abgeordneten Engelsberger 


Der oben angebene Gesetzentwurf wurde in der 
125. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
8. Juni 1971 dem Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen zur Beratung überwie- 
sen, der die Vorlage in seinen Sitzungen am 22. und 
29. September 1971 sowie am 14. Oktober 1971 be- 
handelt hat. 

Durch den Gesetzentwurf soll die Rechtsstellung 
der bei den amtlichen Technischen Prüfstellen, d. h. 
in der Regel bei den Technischen Uberwachungsver- 
einen, tätigen Sachverständigen und Prüfer für den 
Kraftfahrzeugverkehr neu geregelt werden. Bislang 
waren die Rechtsvorschriften hierüber in der Kraft- 
fahrsachverständigen-Verordnung vom 10. Novem- 
ber 1956 (BGBl. I S. 855) enthalten, deren Rechts- 
gültigkeit jedoch nach dem Urteil des Bundesver- 
waltungsgerichts vom 1. Juni 1965 — IC 34.63 — 
zweifelhaft geworden ist. An die Stelle einer 
Rechtsverordnung soll daher nunmehr ein förm- 
liches Gesetz treten. 

Der Ausschuß hat im Zuge seiner Beratungen die 
Gewerkschaft öffentliche Dienste, Transport und 
Verkehr, die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft 
sowie die Vereinigung der Technischen Überwa- 
chungsvereine e. V. angehört. Die Gewerkschafts- 
vertreter legten bei der Anhörung besonderen Wert 
darauf, daß die beruflichen Aufstiegsmöglichkeiten 
der bei den Technischen Überwachungsvereinen täti- 
gen graduierten Ingenieure und Kraftfahrzeugmei- 
ster verbessert werden. Sie machten den Vorschlag, 


die gesetzlichen Voraussetzungen dafür zu schaf- 
fen, daß Kraftfahrzeugmeister zu Prüfern ernannt 
werden, wobei sie darauf hinwiesen, daß schon jetzt 
ein großer Teil der den amtlichen Prüfern mit In- 
genieurausbildung obliegenden Aufgaben im Wege 
von Ausnahmeregelungen Bediensteten mit Kraft- 
fahrzeugmeisterprüfung übertragen worden sei. In 
ähnlicher Weise würden die an sich den Sachver- 
ständigen mit Hochschulausbildung obliegenden 
Aufgaben zum Teil von graduierten Ingenieuren 
wahrgenommen. Der Vertreter der Vereinigung 
der Technischen Überwachungsvereine e. V. machte 
gegen eine generelle Ernennung von graduierten In- 
genieuren zu Sachverständigen oder von Kraftfahr- 
zeugmeistern zu Prüfern Bedenken unter dem Ge- 
sichtspunkt der Verkehrssicherheit geltend. Er wies 
darauf hin, daß die Aufgabenstellung der Sachver- 
ständigen z. B. im Zusammenhang mit der Typenge- 
nehmigung für neu entwickelte Kraftfahrzeuge um- 
fassende wissenschaftliche Vorbildung erfordere, die 
zwar bei Diplomingenieuren vorhanden sei, die aber 
bei Absolventen der Ingenieurschulen und Fach- 
hochschulen nicht generell vorausgesetzt werden 
könnte. Außerdem entständen durch eine solche ge- 
nerelle Aufstufung personelle Mehrkosten in Höhe 
von ca. 14 Millionen DM jährlich, die auf dem Wege 
über erhöhte Gebühren von den Kraftfahrzeugbesit- 
zern getragen werden müßten. 

Der Ausschuß hat sich bei seinen Beratungen im 
wesentlichen darauf konzentriert, die Vorausset- 
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Zungen für die Ernennung zum Sachverständigen 
und zum Prüfer neu zu regeln. Er spricht sich ein- 
mütig für eine Regelung aus, die den jetzt gegebe- 
nen tatsächlichen Verhältnissen voll gerecht wird 
und die den beruflichen Aufstieg der bei den Tech- 
nischen Überwachungsvereinen tätigen Ingenieure 
und Kraftfahrzeugmeister erleichtert. Künftig soll 
es folgende Laufbahnen geben: 

— Sachverständige mit Vollbefugnissen (Diplomin- 
genieure), 

— Sachverständige mit Teilbefugnissen (Absolven- 
ten von Ingenieurschulen und Fachhochschulen), 

— Prüfer mit Vollbefugnissen (ebenfalls Absolven- 
ten von Ingenieurschulen und Fachhochschulen), 

— Prüfer mit Teilbefugnissen (Kraftfahrzeug- 
meister). 

Der § 2 Abs, 2 des Regierungsentwurfs wurde 
entsprechend umformuliert. Im Interesse der Ver- 
kehrssicherheit hat sich der Ausschuß jedoch ent- 
schlossen, die Aufgabenstellung der verschiedenen 
Gruppen von Sachverständigen und Prüfern gesetz- 
lich abzugrenzen und insbesondere diejenigen Auf- 
gaben, die eine umfassende wissenschaftliche Aus- 
bildung voraussetzen, den Sachverständigen mit 
Vollbefugnissen vorzubehalten. Prüfer mit Teilbe- 
fugnissen sollen künftig im wesentlichen nur die 


laufenden Kraftfahrzeuguntersuchungen nach § 29 
StVZO durchführen. § 1 Abs. 2 des Regierungsent- 
wurfs wurde daher ebenfalls entsprechend geändert. 
Die übrigen Änderungen des Gesetzentwurfs erge- 
ben sich zwangsläufig aus den genannten Grundsatz- 
entscheidungen des Ausschusses. Der Ausschuß hat 
ferner die Vorschläge des Bundesrates übernom- 
men, die durchweg auch die Zustimmung der Bun- 
desregierung gefunden haben und die ebenfalls im 
wesentlichen redaktioneller Art sind. 

§ 7 des Gesetzentwurfs sieht ein Erlöschen der 
Anerkennung als Sachverständiger oder Prüfer vor, 
wenn die Fahrerlaubnis für Kraftfahrzeuge gericht- 
lich entzogen worden ist (z. B. wegen Trunkenheit 
am Steuer). Der Regierungsvertreter erklärte bei den 
Ausschußberatungen, daß durch das Erlöschen der 
amtlichen Anerkennung das arbeitsrechtliche Ver- 
hältnis zwischen dem Ingenieur und dem Techni- 
schen Überwachungsverein nicht betroffen wird. Es 
steht dem Technischen Überwachungsverein frei, 
die betreffende Person mit anderen Aufgaben nicht- 
hoheitlicher Natur im Zusammenhang mit dem Kraft- 
fahrzeugwesen zu beauftragen. Der Ausschuß hat 
unter diesen Umständen keine Veranlassung gese- 
hen, Änderungen an dem Gesetzentwurf vorzuneh- 
men. 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf in der an- 
liegenden Fassung einmütig beschlossen. 


Bonn, den 14. Oktober 1971 


Engelsberger 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2181 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung zu billigen. 


Bonn, den 14. Oktober 1971 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Apel 

Vorsitzender 


Engelsberger 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über amtlich anerkannte Sachverständige und amtlich 
anerkannte Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr 

— Drucksache VI/2181 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über amtlich anerkannte Sachverständige 
und amtlich anerkannte Prüfer für den 
Kraftfahrzeugverkehr 

(Kraftfahrsachverständigengesetz — KfSachvG — ) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Amtliche Anerkennung als Sachverständiger 
oder Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr 

(1) Wer die Aufgaben eines amtlich anerkannten 
Sachverständigen für den Kraftfahrzeugverkehr 
(Sachverständiger) oder eines amtlich anerkannten 
Prüfers für den Kraftfahrzeugverkehr (Prüfer) wahr- 
nimmt, bedarf der Anerkennung nach diesem Ge- 
setz. 

(2) Die Anerkennung als Prüfer kann auf die 
Abnahnte von Prüfungen für Fahrerlaubnisse oder 
auf die Prüfung von Fahrzeugen beschränkt werden. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über amtlich anerkannte Sachverständige 
und amtlich anerkannte Prüfer für den 
Kraftfahrzeugverkehr 

(Kraftfahrsachverständigengesetz — KfSachvG — ) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Amtliche Anerkennung als Sachverständiger 
oder Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr 

(1) unverändert 


(2) Die Anerkennung kann auf Teilbefugnisse be- 
schränkt werden. Die Anerkennung als Sachverstän- 
diger mit Teilbefugnissen schließt aus, Gutachten zu 
erstellen 

1. für die Erteilung von Allgemeinen Betriebs- 
erlaubnissen für Fahrzeuge oder Fahrzeugteile, 

2. für die Erteilung von Betriebserlaubnissen für 
Einzelfahrzeuge, wenn sich die Gutachten auf 
Fahrzeuge beziehen, die erstmals in den Verkehr 
kommen, 
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3. für die Erteilung von Betriebserlaubnissen für 
Fahrzeugteile, die nicht zu einem genehmigten 
Typ gehören. 
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Entwurf 


§ 2 

Voraussetzung für die Anerkennung 

(1) Die Anerkennung wird erteilt, wenn der Be- 
werber 

1. mindestens 24 Jahre alt ist; 

2. geistig und körperlich geeignet ist und keine 
Tatsachen vorliegen, die ihn für die Tätigkeit 
eines Sachverständigen oder Prüfers als unzu- 
verlässig erscheinen lassen; 

3. die Fahrerlaubnis für Kraftfahrzeuge sämtlicher 
Klassen mit Antrieb durch Verbrennungsmaschi- 
nen besitzt; 

4. in einer Technischen Prüfstelle für den Kraft- 
fahrzeugverkehr, einem Kraftfahrzeugbetrieb 
oder einer Kraftfahrzeugfabrik eine mindestens 
eineinhalbjährige Tätigkeit als Ingenieur ausge- 
übt hat; 


5. in einer Technischen Prüfstelle für den Kraft- 
fahrzeugverkehr eine mindestens sechsmonatige 
Ausbildung abgeleistet hat; 

6. einer Technischen Prüfstelle für den Kraftfahr- 
zeugverkehr angehört; 

7. fachlich geeignet ist; die fachliche Eignung ist in 
einer Prüfung (§ 4) nachzuweisen. 

(2) Außerdem muß ein Bewerber um die Aner- 
kennung als 

1. Sachverständiger ein Studium des Maschinenbau- 
fachs oder der Elektrotechnik an einer deutschen 
Universität oder Technischen Hochschule, 


2. Prüfer ein Studium im Maschinenbaufach oder 
der Elektrotechnik an einer öffentlichen oder 
staatlich anerkannten deutschen Fachhochschule 


erfolgreich abgeschlossen haben, über die Anerken- 
nung der Gleichwertigkeit von ausländischen Zeug- 
nissen entscheiden die zuständigen Behörden der 
Länder. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Die Anerkennung als Prüfer mit Teilbefugnissen 
berechtigt nur, Untersuchungen im Rahmen der amt- 
lich vorgeschriebenen technischen Überwachung der 
Kraftfahrzeuge und ihrer Anhänger durchzuführen, 

§ 2 

Voraussetzung für die Anerkennung 

(1) Die Anerkennung wird erteilt, wenn der Be- 
werber 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. in einer Technischen Prüfstelle für den Kraftfahr- 
zeugverkehr, einem Kraftfahrzeugbetrieb oder 
einer Kraftfahrzeugfabrik eine mindestens ein- 
einhalbjährige Tätigkeit als Ingenieur oder, 
wenn nur die Anerkennung als Prüfer mit Teil- 
befugnissen beantragt wird, als Meister ausge- 
übt hat; 

5. unverändert 


6. unverändert 

7. unverändert 


(2) Außerdem muß ein Bewerber um die Aner- 
kennung als 

1. unverändert 


2. Sachverständiger mit Teilbefugnissen ein Stu- 
dium des Maschinenbaufachs oder der Elektro- 
technik an einer öffentlichen oder staatlich an- 
erkannten deutschen Fachhochschule oder Inge- 
nieurschule, 

3. Prüfer ein Studium des Maschinenbaufachs oder 
der Elektrotechnik an einer Öffentlichen oder 
staatlich anerkannten deutschen Fachhochschule 

oder Ingenieurschule, 

4. Prüfer mit Teilbefugnissen eine Ausbildung als 
Kraftfahrzeugmechaniker- oder Kraftfahrzeug- 
elektrikermeister 

erfolgreich abgeschlossen haben. Uber die Anerken- 
nung der Gleichwertigkeit von ausländischen Zeug- 
nissen entscheiden die zuständigen Behörden der 
Länder. 
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Entwurf 

§ 3 

Antragsverfahren 

(1) In dem Antrag auf Anerkennung hat der Be- 
werber anzugeben, ob er als Sachverständiger oder 
als Prüfer anerkannt werden will. Beizufügen sind 


1. ein Lebenslauf mit Lichtbild; 

2. das Zeugnis eines Amtsarztes oder — auf Ver- 
langen der Anerkennungsbehörde — eines Fach- 
arztes oder das Gutachten einer amtlich aner- 
kannten medizinisch-psychologischen Untersu- 
chungsstelle über die geistige und körperliche 
Eignung (§ 2 Abs. 1 Nr. 2) ; 

3. eine amtlich beglaubigte Abschrift oder Ablich- 
tung des Führerscheins (§ 2 Abs. 1 Nr. 3) ; 

4. Unterlagen über den Nachweis der praktischen 
Ingenieurtätigkeit (§ 2 Abs. 1 Nr. 4); 

5. eine Bescheinigung über die abgeleistete Aus- 
bildung bei einer Technischen Prüfstelle für den 
Kraftfahrzeugverkehr (§ 2 Abs. 1 Nr. 5) ; 

6. eine Bescheinigung über die Zugehörigkeit zu 
einer Technischen Prüfstelle für den Kraftfahr- 
zeugverkehr (§ 2 Abs. 1 Nr. 6) ; 

7. Unterlagen über den Nachweis des Universitäts-, 
Hochschul- oder Fachhochschulabschlusses (§ 2 
Abs. 2). 

(2) Die Anerkennungsbehörde kann eine Beurtei- 
lung des Bewerbers von der Technischen Prüfstelle 
für den Kraftfahrzeugverkehr anfordern, bei der der 
Bewerber beschäftigt ist oder war. 

§ 4 

Prüfung für die Anerkennung 

(1) Zur Prüfung wird der Bewerber nur zugelas- 
sen, wenn er die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
Nr. 1 bis 6 und des § 2 Abs. 2 erfüllt. 

(2) In der Prüfung der fachlichen Eignung hat der 
Bewerber nachzuweisen, daß er 

1. umfassende Kenntnisse der Kraftfahrzeugtechnik 
und der maßgebenden gesetzlichen Vorschriften 
besitzt; 

2. mit den Gefahren des Straßenverkehrs und den 
zu ihrer Abwehr erforderlichen Verhaltensweisen 
vertraut ist und 

3. seine Kenntnisse bei der Durchführung der den 
Sachverständigen oder Prüfern nach dem Stra- 
ßenverkehrsrecht übertragenen Aufgaben anwen- 
den kann. 

(3) Für den Bewerber um die amtliche Anerken- 
nung als Prüfer gilt Absatz 2 entsprechend; jedoch 
genügen in der Kraftfahrzeugtechnik und der maß- 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

§ 3 

Antragsverfahren 

(1) In dem Antrag auf Anerkennung hat der Be- 
werber anzugeben, ob er als Sachverständiger, als 

Sachverständiger mit Teilbefugnissen, als Prüfer 
oder als Prüfer mit Teilbefugnissen anerkannt wer- 
den will. Beizufügen sind 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. Unterlagen über den Nachweis der praktischen 
Tätigkeit als Ingenieur oder Meister (§ 2 Abs. 1 
Nr. 4); 

5. unverändert 


6. unverändert 


7. Unterlagen über den Nachweis des Universitäts-, 
Hochschul-, Fachhochschul- oder Ingenieurschul- 
abschlusses oder über die Meisterprüfung (§ 2 
Abs. 2). 

(2) unverändert 


§ 4 

Prüfung für die Anerkennung 

(1) unverändert 


(2) In der Prüfung der fachlichen Eignung hat der 
Bewerber um die amtliche Anerkennung als Sach- 
verständiger nachzuweisen, daß er 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


(3) Für den Bewerber um die amtliche Anerken- 
nung als Sachverständiger mit Teilbefugnissen oder 

als Prüfer gilt Absatz 2 entsprechend; jedoch genü- 
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gebenden gesetzlichen Vorschriften hinreichende 
Kenntnisse. Bei der Anerkennung nach § 1 Abs. 2 
genügen die Kenntnisse des für seine Tätigkeit er- 
forderlichen Wissensstoffes. 


(4) Der Bundesminister für Verkehr wird ermäch- 
tigt, mit Zustimmung des Bundesrates Rechtsverord- 
nungen zu erlassen 

1. über die Einzelheiten der Ausbildung bei einer 
Technischen Prüfstelle, insbesondere über den 
Ausbildungsstoff, den Ausbildungsgang und den 
Ausbildungsleiter; 

2. über die Bildung und Zusammenstellung von Prü- 
fungsausschüssen sowie über die Einzelheiten 
des Prüfungsverfahrens, insbesondere über die 
Prüfungsgebiete, die praktische, die schriftliche 
und die mündliche Prüfung, den Rücktritt und den 
Ausschluß von der Prüfung, das Prüfungsergeb- 
nis und seine Bekanntgabe, die Erteilung von 
Prüfungsbescheinigungen, die Ergänzungs- und 
die Wiederholungsprüfungen. 

§ 5 

Anerkennung 

Die Anerkennung als Sachverständiger oder Prü- 
fer wird durch Aushändigung oder Zustellung eines 
Ausweises erteilt. Der Ausweis ist an die Anerken- 
nungsbehörde unverzüglich zurückzugeben, wenn 
die Anerkennung ruht oder wenn sie erloschen, 
zurückgenommen oder widerrufen ist. 

§ 6 

Tätigkeit der Sachverständigen und Prüfer 

Der Sachverständige und der Prüfer dürfen ihre 
Tätigkeit nur für die Technische Prüfstelle für den 
Kraftfahrzeugverkehr ausüben, der sie angehören. 
Sie haben ihre Aufgaben unparteiisch auszuführen 
und dürfen von der Zahl und dem Ergebnis der Prü- 
fungen wirtschaftlich nicht abhängig sein. 

§ 7 

Ruhen und Erlöschen der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung ruht, 

1. solange für den Sachverständigen oder den Prü- 
fer ein Fahrverbot nach § 25 des Straßenver- 
kehrsgesetzes oder nach § 37 des Strafgesetz- 
buches besteht, 

2. solange der Führerschein nach § 94 der Strafpro- 
zeßordnung in Verwahrung genommen, sicherge- 
stellt oder beschlagnahmt ist, 

3. solange die Fahrerlaubnis nach § 1 1 1 a der Straf- 
prozeßordnung vorläufig entzogen oder bei einer 
Entziehung im Verwaltungsverfahren die sofor- 
tige Vollziehung angeordnet worden und die auf- 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

gen hinreichende Kenntnisse der Kraftfahrzeugtech- 
nik und der maßgebenden gesetzlichen Vorschrif- 
ten. Für den Bewerber um die amtliche Anerken- 
nung als Prüfer mit Teilbefugnissen genügen die 
Kenntnisse des für seine Tätigkeit erforderlichen 
Wissensstoffes. 

(4) unverändert 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 


§ 7 

Ruhen und Erlöschen der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung ruht, 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 


7 



Drucksache VI/2742 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf 

schiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs nicht 
wiederhergestellt ist oder 

4. wenn der Sachverständige oder der Prüfer vor- 
übergehend — • jedoch höchstens für einen Zeit- 
raum von sechs Monaten — einer Technischen 
Prüfstelle nicht angehört. 

(2) Die Anerkennung erlischt, 

1. wenn dem Sachverständigen oder dem Prüfer die 
Fahrerlaubnis rechtskräftig oder unanfechtbar 
entzogen wird. Ist die Fahrerlaubnis wegen kör- 
perlicher Mängel entzogen worden, so kann die 
Anerkennungsbehörde eine erneute Anerken- 
nung unter Beschränkung auf die Wahrnehmung 
bestimmter Aufgaben erteilen. Zur Vorbereitung 
dieser Entscheidung kann die Anerkennungsbe- 
hörde von dem Betroffenen die Vorlage eines 
amts- oder fachärztlichen Zeugnisses oder eines 
Gutachtens einer amtlich anerkannten medizi- 
nisch-psychologischen Untersuchungsstelle ver- 
langen, 

2. wenn der Sachverständige oder der Prüfer länger 
als 6 Monate keiner Technischen Prüfstelle anqe- 
hört. 

§ 8 

Rücknahme und Widerruf der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung als Sachverständiger oder 
als Prüfer ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Ertei- 
lung eine der Voraussetzungen des § 2 nicht Vorge- 
legen hat, und keine Ausnahme nach § 17 genehmigt 
worden ist. 

(2) Die Anerkennung als Sachverständiger oder 
als Prüfer ist zu widerrufen, wenn eine der in § 2 
Abs. 1 Nr. 2 oder Nr. 6 genannten Voraussetzungen 
für die Anerkennung nicht mehr vorliegt. § 7 Abs. 1 
Nr. 4 bleibt unberührt. 

(3) Zur Vorbereitung einer Entscheidung nach 
Absatz 1 oder 2 kann die Anerkennungsbehörde von 
dem Betroffenen die Vorlage eines amts- oder fach- 
ärztlichen Zeugnisses oder eines Gutachtens einer 
amtlich anerkannten medizinisch-psychologischen 
Untersuchungsstelle verlangen, 

§ 9 

Erteilung einer neuen Anerkennung 

Wird nach Erlöschen (§ 7 Abs. 2), Rücknahme oder 
Widerruf (§ 8) einer Anerkennung eine neue Aner- 
kennung beantragt, kann eine erneute Prüfung (§ 2 
Abs. 1 Nr. 7 und § 4) ganz oder teilweise verlangt 
werden, wenn Tatsachen vorliegen, die Zweifel an 
der fachlichen Eignung des Bewerbers rechtfertigen. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


4. wenn der Sachverständige oder der Prüfer vor- 
übergehend — jedoch höchstens für einen Zeit- 
raum von sechs Monaten — einer Technischen 
Prüfstelle nicht angehört; Nummern 1 bis 3 blei- 
ben unberührt. 

(2) Die Anerkennung erlischt, 

1. unverändert 


Nummer 2 entfällt 


§ 8 

Rücknahme und Widerruf der Anerkennung 

(1) unverändert 


(2) Die Anerkennung als Sachverständiger oder 
als Prüfer ist zu widerrufen, wenn eine der in § 2 
Abs. 1 Nr. 2, Nr. 6 oder Nr. 7 erster Halbsatz ge- 
nannten Voraussetzungen für die Anerkennung 
nicht mehr vorliegt. § 7 Abs. 1 Nr. 4 bleibt unbe- 
rührt. 

(3) unverändert 


§ 9 

unverändert 
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§ 10 

Technische Prüfstelle für den Kraftfahrzeugverkehr 

(1) Eine Technische Prüfstelle für den Kraftfahr- 
zeugverkehr wird von der Stelle unterhalten, die die 
Landesregierung oder die von ihr bestimmte Be- 
hörde hiermit beauftragt. Die Landesregierung oder 
die von ihr bestimmte Behörde legt die örtliche Zu- 
ständigkeit der Technischen Prüfstelle fest. Für den- 
selben Bereich dürfen nicht mehrere Technische 
Prüfstellen errichtet werden. 


(2) Die Technische Prüfstelle darf keinen auf Ge- 
winn abzielenden Geschäftsbetrieb führen. Für die 
Technische Prüfstelle ist eine gesonderte Erfolgs- 
rechnung durchzuführen. Die aus der Tätigkeit der 
Sachverständigen und Prüfer anfallenden Gebühren 
dürfen nur für Zwecke der Technischen Prüfstelle 
verwendet werden. Der Auftrag zur Errichtung einer 
Technischen Prüfstelle kann mit Auflagen verbun- 
den werden. In der Technischen Prüfstelle dürfen 
jedoch nur solche Aufgaben wahrgenommen werden, 
die den Sachverständigen und Prüfern gesetzlich 
oder durch die zuständige Landesbehörde übertra- 
gen sind. 

(3) Die beauftragte Stelle hat für jede von ihr 
unterhaltene Technische Prüfstelle sicherzustellen, 
daß die Sachverständigen und Prüfer die ihnen über- 
tragenen Aufgaben ordnungsgemäß wahrnehmen 
können. 

(4) Die mit der Unterhaltung einer Technischen 
Prüfstelle beauftragte Stelle hat das Land, in dessen 
Gebiet die Technische Prüfstelle tätig wird, von allen 
Ansprüchen Dritter wegen Schäden freizustellen, die 
durch Sachverständige, Prüfer oder Hilfskräfte in 
Ausübung der ihnen übertragenen Aufgaben ver- 
ursacht werden. 

(5) Der Auftrag, eine Technische Prüfstelle zu 
unterhalten, kann widerrufen werden, wenn die be- 
auftragte Stelle nicht sicherstellt, daß die Technische 
Prüfstelle ihre Pflichten ordnunggemäß wahrneh- 
men kann. 

§ 11 

Einrichtung und Aufgaben 
der Technischen Prüfstelle 

(1) Für die Technische Prüfstelle sind Sachver- 
ständige und Prüfer sowie Hilfskräfte in der erfor- 
derlichen Zahl anzustellen und die notwendigen 
Einrichtungen zur Verfügung zu stellen. Für jede 
Technische Prüfstelle sind ein Leiter und ein stell- 
vertretender Leiter zu bestellen. Der Leiter der 
Technischen Prüfstelle hat die ordnungsgemäße Er- 
ledigung der den Sachverständigen und Prüfern 
übertragenen Aufgaben zu überwachen. 

(2) Die Technische Prüfstelle hat die laufende 
Weiterbildung der Sachverständigen und Prüfer so- 
wie einen ständigen Erfahrungsaustausch unter 
ihnen sicherzustellen. Sie hat die Erfahrungen im 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 10 

Technische Prüfstelle für den Kraftfahrzeugverkehr 

(1) Eine Technische Prüfstelle für den Kraftfahr- 
zeugverkehr wird von der Stelle unterhalten, die 
die Landesregierung oder die von ihr bestimmte 
Behörde hiermit beauftragt. Die Landesregierung 
oder die von ihr bestimmte Behörde legt die ört- 
liche Zuständigkeit der Technischen Prüfstelle fest. 
Für denselben Bereich dürfen nicht mehrere Tech- 
nische Prüfstellen errichtet und unterhalten wer- 
den. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Der Auftrag, eine Technische Prüfstelle zu 
unterrichten, kann widerrufen werden, wenn die 
beauftragte Stelle nicht sicherstellt, daß die Tech- 
nische Prüfstelle ihre Pflichten ordnungsgemäß 

wahrnimmt. 

§ 11 

unverändert 
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kraftfahrtechnischen Prüf- und Überwachungswesen 
zu sammeln, auszuwerten und der Aufsichtsbehörde 
sowie dem Kraftfahrt-Bundesamt mitzuteilen. 

(3) Fachliche Weisungen an die Sachverständigen 
und Prüfer der Technischen Prüfstelle dürfen nur der 
Leiter oder sein Stellvertreter geben. 

§ 12 

Organisation der Technischen Prüfstelle 

(1) Der Leiter der Technischen Prüfstelle und sein 
Stellvertreter sowie der Leiter einer der Technischen 
Prüfstelle unmittelbar nachgeordneten Dienststelle 
und dessen Stellvertreter müssen Sachverständige 
im Sinne des § 1 sein. Sie bedürfen der Bestätigung 
der Aufsichtsbehörde. 

(2) Die mit der Unterhaltung einer Technischen 
Prüfstelle beauftragte Stelle hat für die Durchfüh- 
rung der Aufgaben der Technischen Prüfstelle eine 
Geschäftsordnung zu erlassen, die der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde bedarf. 

§ 13 

Aufsicht über die Technische Prüfstelle 

(1) Die zuständige Landesbehörde übt die Auf- 
sicht über die Technische Prüfstelle aus. Sie erläßt 
eine Geschäftsanweisung. Der Leiter der Techni- 
schen Prüfstelle und sein Stellvertreter sind an die 
Geschäftsanweisung und an die Einzelanweisungen 
der Aufsichtsbehörde gebunden. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann die Bestätigung 
des Leiters der Technischen Prüfstelle oder seines 
Stellvertreters sowie des Leiters einer der Techni- 
schen Prüfstelle unmittelbar nachgeordneten Dienst- 
stelle und seines Stellvertreters (§ 12 Abs. 1) wider- 
rufen, wenn die Betreffenden die von der Aufsichts- 
behörde erteilten fachlichen Weisungen nicht befol- 
gen oder den für den Betrieb der Technischen Prüf- 
stelle maßgeblichen Vorschriften zuwiderhandeln 
oder keine Gewähr mehr dafür bieten, daß sie ihre 
Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen werden. 

(3) Die Technische Prüfstelle hat der Aufsichts- 
behörde über nachteilige Tatsachen, die ihr über 
einen Sachverständigen oder Prüfer bekanntwer- 
den, zu berichten, wenn diese für die Anerkennung 
von Bedeutung sein können. 

§ 14 

Staatliche Technische Prüfstellen 

Für die Länder mit staatlichen Technischen Prüf- 
stellen gelten § 10 Abs. 1, Abs. 2 — ausgenommen 
Satz 2 und 3 — , Abs. 3 und Abs. 5, § 11 sowie § 12 
und § 13 sinngemäß. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


§ 12 

unverändert 


§ 13 

unverändert 


§ 14 

Staatliche Technische Prüfstellen 

Für die Länder, die staatliche technische Prüf- 
stellen eingerichtet haben oder künftig einrichten 
werden, gelten § 10 Abs. 1, Abs. 2 — ausgenommen 
Satz 2 und 3 — , Abs. 3 und Abs. 5, § 11 sowie §§ 12 
und 13 sinngemäß. 
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§ 15 

Zuständigkeiten 

Die Landesregierungen bestimmen 

1. die für die Anerkennung der Sachverständigen 
und Prüfer zuständigen Behörden nach den §§ 1 
bis 9 (Anerkennungsbehörden); 

2. die für die Aufsicht über die Technischen Prüf- 
stellen zuständigen Behörden nach den §§ 10 bis 
14 (Aufsichtsbehörden); 

3. die für die Ausnahmeregelung zuständigen Be- 
hörden nach § 17. 

§ 16 

Sachverständige und Prüfer bei Behörden 

(1) Der Bundesminister des Innern, der Bundes- 
minister der Finanzen, der Bundesminister der Ver- 
teidigung, der Bundesminister für Verkehr, der 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
können für den Bereich ihrer Verwaltungen und die 
zuständigen obersten Landesbehörden für den 
Dienstbereich der Polizei bestimmen, welche Stellen 
die Ausbildung und Prüfung nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 
und 7 durchführen und die Anerkennung nach § 1 
erteilen. Der Bundesminister für Verkehr kann diese 
Befugnis auf den Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn übertragen. 

(2) Eine Anerkennung nach Absatz 1 darf nur er- 
teilt werden, wenn der Bewerber die Voraussetzun- 
gen des § 2 erfüllt oder eine Ausnahme genehmigt 
wurde. Auf die Anerkennung besteht kein Rechts- 
anspruch. Sie kann jederzeit zurückgenommen oder 
widerrufen werden und erlischt, wenn der Inhaber 
aus dem öffentlichen Dienst ausscheidet. Bei Ange- 
hörigen der Bundeswehr und des Bundesgrenzschut- 
zes erlischt sie mit dem Ende der Wehrpflicht und 
der Grenzschutzdienstpflicht (§ 3 Abs. 3 und 4 und 
§ 42 a des Wehrpflichtgesetzes) und ruht, solange 
ein Dienstverhältnis nicht besteht. 

(3) Die Anerkennung als Sachverständiger oder 
als Prüfer nach Absatz 1 berechtigt den Inhaber nur, 
im dienstlichen Auftrag innerhalb des Geschäfts- 
bereichs der Behörde tätig zu werden, die sie erteilt 
hat. 

(4) Im übrigen gelten die Vorschriften der §§ 1 
bis 9 dieses Gesetzes sinngemäß. 

(5) Zur Sicherstellung der Forderungen nach den 
§§ 6 und 11 können die Sachverständigen und Prüfer 
einer neutralen Stelle unterstellt werden, deren 
Leiter Sachverständiger nach diesem Gesetz sein 
muß. 

(6) Beantragt ein Sachverständiger oder Prüfer 
nach seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen 
Dienst eine Anerkennung nach § 1, so gelten die 
allgemeinen Vorschriften. Wird der Antrag inner- 
halb von zwei Jahren nach der Rücknahme, dem 
Widerruf, dem Erlöschen oder dem Eintritt des 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 15 

Zuständigkeiten 

Die Landesregierungen bestimmen durch Rechts- 
verordnung 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

§ 16 

Sachverständige und Prüfer bei Behörden 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) Zur Sicherstellung der Forderungen nach den 
§§ 6 und 11 können die Sachverständigen und Prüfer 
einer zentralen Stelle unterstellt werden, deren Lei- 
ter Sachverständiger nach diesem Gesetz sein muß. 

(6) unverändert 
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Rühens der erteilten Anerkennung gestellt, so ent- 
fällt die Prüfung, wenn nicht Tatsachen vorliegen, 
die Zweifel an der fachlichen Eignung des Bewerbers 
rechtfertigen. 

§ 17 

Ausnahmeregelung 

(1) Die nach § 15 zuständigen Behörden und die 
nach § 16 Abs. 1 zuständigen Dienststellen können 
Ausnahmen von der Voraussetzung der praktischen 
Tätigkeit als Ingenieur oder des Universitäts-, Hoch- 
schul- und Fachhochschulabschlusses (§ 2 Abs. 1 
Nr. 4 oder Abs. 2) genehmigen; eine Ausnahme von 
der Voraussetzung eines Universitäts- oder Hoch- 
schulstudiums kann insbesondere dem Bewerber 
um die Anerkennung als Sachverständiger geneh- 
migt werden, wenn eine Ausbildung in einer an- 
erkannten deutschen Fachhochschule nachgewiesen 
wird, die in Verbindung mit einer geeigneten prak- 
tischen Tätigkeit von ausreichender Dauer die 
Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt haben kann, 
die der amtlich anerkannte Sachverständige be- 
nötigt. 


(2) Der Bundesminister des Innern, der Bundes- 
minister der Verteidigung und die für die Polizei 
zuständigen obersten Landesbehörden können die 
nach § 16 Abs. 1 zuständigen Dienststellen ihres 
Geschäftsbereichs ermächtigen, Ausnahmen von § 2 
Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 4 oder Abs. 2 zuzulassen, so- 
weit dies aus dienstlichen Gründen geboten ist. 

§ 18 
Kosten 

(1) Für Amtshandlungen, Prüfungen und Unter- 
suchungen nach diesem Gesetz und nach den auf 
diesem Gesetz beruhenden Rechtsvorschriften wer- 
den Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr bestimmt mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung die gebührenpflichtigen Tatbestände näher und 
sieht dabei feste Sätze oder Rahmensätze vor. Die 
Gebührensätze sind so zu bemessen, daß der mit 
den Amtshandlungen, Prüfungen oder Untersuchun- 
gen verbundene Personal- und Sachaufwand gedeckt 
wird; bei begünstigenden Amtshandlungen kann da- 
neben die Bedeutung, der wirtschaftliche Wert oder 
der sonstige Nutzen für die Gebührenschuldner an- 
gemessen berücksichtigt werden. Die Gebühren dür- 
fen im Einzelfall 500 DM nicht übersteigen. 

(3) In der Rechtsverordnung nach Absatz 2 kann 
bestimmt werden, daß die für die Prüfung oder Un- 
tersuchung zulässige Gebühr auch erhoben werden 
darf, wenn die Prüfung oder Untersuchung ohne 
Verschulden der prüfenden oder untersuchenden 
Stelle und ohne ausreichende Entschuldigung des Be- 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


§ 17 

Ausnahmeregelung 

(1) Die nach § 15 zuständigen Behörden und die 
nach § 16 Abs. 1 zuständigen Dienststellen können 
Ausnahmen von der Voraussetzung der praktischen 
Tätigkeit als Ingenieur und des Universitäts-, 
Hochschul-, Fachhochschul- oder Ingenieurschulab- 
schlusses (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2) sowie von 
der Ableistung einer sechsmonatigen Ausbildung in 
einer Technischen Prüfstelle (§ 2 Abs. 1 Nr. 5) ge- 
nehmigen; eine Ausnahme von der Voraussetzung 
eines Universitäts- oder Hochschulstudiums kann 
insbesondere dem Bewerber um die Anerkennung 
als Sachverständiger genehmigt werden, wenn eine 
Ausbildung in einer anerkannten deutschen Fach- 
hochschule oder Ingenieurschule nachgewiesen 
wird, die in Verbindung mit einer geeigneten, prak- 
tischen Tätigkeit von ausreichender Dauer die 
Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt haben kann, 
die der amtlich anerkannte Sachverständige be- 
nötigt. 

(2) Der Bundesminister des Innern, der Bundes- 
minister der Verteidigung und die für die Polizei 
zuständigen obersten Landesbehörden können die 
nach § 16 Abs. 1 zuständigen Dienststellen ihres 
Geschäftsbereichs ermächtigen, Ausnahmen von § 2 
Abs. 1 Nr. 1, Nr. 4, Nr. 5 und Abs. 2 zuzulassen, so- 
weit dies aus dienstlichen Gründen geboten ist. 

§ 18 

unverändert 
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Werbers oder Antragstellers am festgesetzten Ter- 
min nicht stattfinden konnte. Soweit Untersuchungen 
von amtlich anerkannten medizinisch-psychologi- 
schen Untersuchungsstellen durchgeführt werden, 
gilt § 6 a Abs. 3 Satz 2 des Straßenverkehrsgesetzes 
entsprechend. 

§ 19 

Allgemeine Verwaltungs Vorschriften 

Zur Durchführung dieses Gesetzes und der auf 
ihm beruhenden Rechtsverordnungen kann der Bun- 
desminister für Verkehr mit Zustimmung des Bun- 
desrates Allgemeine Verwaltungsvorschriften erlas- 
sen. 

§ 20 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 1 Aufgaben eines amtlich anerkann- 
ten Sachverständigen oder Prüfers für den Kraft- 
fahrzeugverkehr wahrnimmt, ohne die dafür 
erforderliche Anerkennung zu besitzen, 


2. entgegen § 5 den von der Anerkennungsbehörde 
ausgestellten Ausweis nicht unverzüglich zurück- 
gibt, wenn die Anerkennung ruht, oder wenn sie 
erloschen, zurückgenommen oder widerrufen ist 
oder 

3. entgegen § 16 Abs. 3 als Sachverständiger oder 
als Prüfer außerhalb des Geschäftsbereichs der 
Behörde tätig wird, die die Anerkennung erteilt 
hat. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die Anerkennungsbehörde. 

§ 21 

Änderungsbestimmungen 

(1) Das Straßenverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Dezember 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert durch § 7 des 
Gesetzes über das Fahrpersonal im Straßenverkehr 

vom 1971 (Bundesgesetzbl. I S. . .), 

wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e wird gestrichen; 
die Buchstaben f, g und h werden Buchstaben e, 
f und g. 

2. § 6 a Abs. 2 Nr. 3 wird gestrichen; die Num- 
mern 4, 5 und 6 werden Nummern 3, 4 und 5. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


§ 19 

unverändert 


§ 20 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. unverändert 


la. Aufgaben eines amtlich anerkannten Sachver- 
ständigen oder Prüfers für den Kraftfahrzeug- 
verkehr wahrnimmt, solange die Anerkennung 
nach § 7 Abs. 1 ruht, 

2. unverändert 


3. unverändert 


(2) unverändert 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die Anerkennungsbehörde (§ 15 Nr. 1). 

§ 21 

Änderungsbestimmungen 

(1) Das Straßenverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Dezember 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert durch § 7 des 
Gesetzes über das Fahrpersonal im Straßenverkehr 
vom 30. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 270), wird 
wie folgt geändert. 

1. unverändert 


2. unverändert 
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3. In § 28 Nr. 3 werden die Worte „§ 24 dieses 
Gesetzes oder nach § 36 des Fahrlehrergesetzes'' 
durch die Worte „§ 24 dieses Gesetzes, § 36 des 
Fahrlehrergesetzes oder § 20 des Kraftfahrsach- 
verständigen-Gesetzes" ersetzt. 

4. § 30 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Worte „nach die- 
sem Gesetz oder nach dem Fahrlehrergesetz" 
durch die Worte „nach diesem Gesetz, dem 
Fahrlehrergesetz oder dem Kraftfahrsachver- 
ständigen-Gesetz" ersetzt; 

b) in Nummer 2 werden nach den Worten „des 
Fahrlehrergesetzes", die Worte „des Kraft- 
fahrsachverständigen-Gesetzes " , eingefügt. 

(2) Das Gesetz über die Errichtung eines Kraft- 
fahrt-Bundesamtes vom 4. August 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 488), geändert durch Artikel 5 des Ge- 
setzes über Maßnahmen auf dem Gebiet des Ver- 
kehrsrechts und Verkehrshaftpflichtrechts vom 
16. Juli 1957 (Bundes gesetzbl. I S. 710), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. die Sammlung und Auswertung der Erfah- 
rungen im kraftfahrtechnischen Prüf- und 
Uberwachungswesen nach § 1 1 Abs. 2 Satz 2 
des Gesetzes über amtlich anerkannte Sach- 
verständige und amtlich anerkannte Prüfer 

für den Kraftfahrzeugverkehr vom 

.... 1971 (Bundesgesetzbl. I S );". 

2. § 2 Nr. 4 a wird wie folgt gefaßt; 

„4 a. die Führung des in Abschnitt IV des Stra- 
ßenverkehrsgesetzes vorgesehenen Ver- 
kehrszentralregisters ; " . 

§ 22 

Ubergangsregelung 

(1) Ein bei Inkrafttreten dieses Gesetzes amtlich 
anerkannter Sachverständiger oder Prüfer für den 
Kraftfahrzeugverkehr bedarf für die ihm zu diesem 
Zeitpunkt übertragenen Befugnisse keiner erneuten 
Anerkennung nach diesem Gesetz. 


(2) Die Leiter der Technischen Prüfstellen und ihre 
Stellvertreter, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
von der zuständigen Landesbehörde bestätigt wor- 
den sind, bedürfen keiner erneuten Bestätigung. 

(3) Soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes für 
denselben örtlichen Bereich mehrere Technische 
Prüfstellen bestehen, verbleibt es dabei. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

3. In § 28 Nr. 3 werden die Worte „§ 24 dieses 
Gesetzes, nach § 36 des Fahrlehrergesetzes" 
durch die Worte „§ 24 dieses Gesetzes, § 36 des 
Fahrlehrergesetzes, § 20 des Kraftfahrsachver- 
ständigen-Gesetzes" ersetzt. 

4. § 30 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Worte „nach die- 
sem Gesetz, nach dem Fahrlehrergesetz" 
durch die Worte „nach diesem Gesetz, dem 
Fahrlehrergesetz, dem Kraftfahrsachverstän- 
digen-Gesetz" ersetzt; 

b) unverändert 


(2) unverändert 


§ 22 

Übergangsregelung 

(1) Ein bei Inkrafttreten dieses Gesetzes amtlich 
anerkannter Sachverständiger oder Prüfer für den 
Kraftfahrzeugverkehr bedarf für die ihm zu diesem 
Zeitpunkt übertragenen Befugnisse keiner erneuten 
Anerkennung nach diesem Gesetz. Amtlich aner- 
kannter Prüfer, deren Befugnisse nicht beschränkt 
sind, erhalten die Anerkennung als amtlich aner- 
kannter Sachverständiger mit Teilbefugnissen. 

(2) unverändert 


(3) Soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes für 
denselben örtlichen Bereich mehrere Technische 
Prüfstellen bestehen, verbleibt es dabei. Die Befug- 
nis der Landesregierung oder der von ihr bestimm- 
ten Behörde zur Festlegung der örtlichen Zustän- 
digkeit (§10 Abs. 1 Satz 2) bleibt unberührt. 
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§ 23 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 24 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1971 

in Kraft. 

(2) Am gleichen Tage tritt die Verordnung über 
amtlich anerkannte Sachverständige und amtlich an- 
erkannte Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr 
Kraftfahrsachverständigen-Verordnung) vom 10. No- 
vember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 855) in der Fas- 
sung vom 7. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 485) 
außer Kraft. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 23 

unverändert 

§ 24 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 

(2) unverändert 
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